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Marl: Zwei Männer beim Überfall auf ein Mitglied der Mafia zum Teil schwer verletzt 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 29. April 2026 kam es in Marl zu einem gescheiterten Raubüberfall auf ein umfangreiches 
Waffenlager in einer Dachgeschosswohnung. Dort sollen mehr als 70 Schusswaffen, überwie-
gend Pistolen des Kalibers 9 Millimeter, im geschätzten Wert von rund 100.000 Euro gelagert 
worden sein. Bewacht wurde das Arsenal nach Ermittlerangaben von dem 23-jährigen A., der 
Verbindungen zur türkischen Mafia haben soll.1 
 
Die mutmaßlichen Täter D. und D. hatten offenbar geplant, die Waffen zu erbeuten und waren 
mit einem Teleskopschlagstock, einem Einhandmesser und Pfefferspray ausgerüstet. Nach 
Erkenntnissen der Ermittler gingen sie davon aus, dass A. durch ihre Bewaffnung einge-
schüchtert würde und ihnen das Waffenlager widerstandslos überlassen könnte. Laut Haftbe-
fehl eröffnete A. aber sofort das Feuer auf die Eindringlinge. Einer wurde dabei mindestens 
dreimal getroffen – in den Beckenbereich, den Bauch sowie den linken Oberarm. Während die 
beiden Männer flüchteten, soll A. weitere Schüsse abgegeben haben, die ihr Ziel verfehlten. 
Ein Mann setzte während der Flucht einen Notruf ab, wodurch die Ermittler seine Anwesenheit 
am Tatort nachweisen konnten. Der schwer Verletzte erreichte noch eine nahegelegene Tank-
stelle, bevor er vom Rettungsdienst versorgt und in ein Krankenhaus gebracht wurde. In seiner 
Kleidung fanden Polizeibeamte später mitgeführte Tatwerkzeuge.2 
 
Die Ermittlungen ergaben, dass die beiden Beschuldigten mit dem Überfall offenbar schnell 
Geld verdienen wollten. Die Auswertung ihrer Mobiltelefone zeigte zudem, dass sie etwa zwei 
Stunden vor der Tat versucht hatten, einen weiteren Komplizen zu rekrutieren: In einem Chat 
fragte D. einen Bekannten, ob er kurzfristig Zeit habe, um „Geld zu machen“. Dieser lehnte die 
Teilnahme jedoch ab. Auf den Mobiltelefonen fanden die Ermittler außerdem mehrere Hin-
weise und Informationen zu der Wohnung, in der das Waffenlager vermutet wurde.3 
 
Während D. inzwischen unter verschärften Bedingungen in Untersuchungshaft sitzt, läuft die 
Fahndung nach dem Schützen A. weiter. Die Polizei sucht öffentlich mit Fotos nach ihm. Nach 

 
1 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/marl-maenner-ueberfielen-waffenlager-mit-
schlagstock-und-pfefferspray-69fcab26707bd87354625f42?t_ref=https. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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den Schüssen soll A. in sozialen Netzwerken mehrere Beiträge veröffentlicht haben, in denen 
er die Angreifer verspottete und weitere Gewalt androhte. In einem Beitrag veröffentlichte er 
demnach ein Bild des angeschossenen D. und erklärte sinngemäß auf Türkisch, die Angreifer 
seien „in die Hölle geschickt“ worden und man erwarte bereits die Nächsten. Außerdem 
schrieb er, die Männer hätten ein Haus stürmen wollen und seien stattdessen selbst zu Opfern 
geworden. Wer hinter einem solchen Angriff stehe und sich anschließend nicht dazu bekenne, 
sei ehrlos. In einem weiteren Beitrag kündigte A. Vergeltung an und erklärte, niemand, der an 
der Angelegenheit beteiligt gewesen sei, werde künftig ruhig schlafen können.4 
 
Nach Recherchen soll A. erst vor Kurzem aus der Türkei nach Deutschland eingereist sein 
und hier einen Asylantrag gestellt haben. Er wird als ehemaliges Mitglied der türkischen Ma-
fiaorganisation „Daltons“ beschrieben und soll sich nach deren Spaltung einer jüngeren Grup-
pierung namens „Ezgin“ angeschlossen haben. Zudem gehen die Ermittler davon aus, dass 
er mindestens zwei gefälschte Identitäten nutzt. Demnach soll er auch unter dem Namen Ivan 
Babic als angeblicher Kroate sowie als angeblicher Belgier Liam Ghemouri aufgetreten sein.5 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8295 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat mir unter dem 06.07.2026 im Wesentlichen be-
richtet, an seiner Behörde würden wegen des in der Kleinen Anfrage geschilderten Sachver-
halts Ermittlungen einerseits wegen des Verdachts des versuchten Totschlags in Tateinheit 
mit gefährlicher Körperverletzung und gewerbsmäßigem Waffenbesitz sowie andererseits we-
gen versuchten besonders schweren Raubes gegen insgesamt fünf Beschuldigte geführt. 
Zwei wegen des zugrundeliegenden Tatvorwurfs in Untersuchungshaft befindlichen Beschul-
digten werde zur Last gelegt, versucht zu haben, einem weiteren Beschuldigten die von ihm 
in seiner Wohnung gelagerten Schusswaffen gewaltsam zu entwenden. Diesem wiederum 
werde vorgeworfen, von einer Schusswaffe Gebrauch gemacht und einen der zuvor genann-
ten Beschuldigten hierdurch lebensgefährlich verletzt zu haben, wobei sich gegen zwei weitere 
Beschuldigte ein Anfangsverdacht der Beteiligung daran ergeben habe. Die Ermittlungen dau-
erten an. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von polizeilichen 
Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen Rück-
schluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der abschlie-
ßenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer rechtskräf-
tigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten:  

 
4 Ebenda. 
5 Ebenda. 
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• in sieben Fällen wegen vorsätzlicher Körperverletzung,  
• in fünf Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung,  
• in drei Fällen wegen schweren Raubes, 
• in drei Fällen wegen Raubes,  
• in drei Fällen wegen Bedrohung,  
• in zwei Fällen wegen Verstoßes gegen das Waffengesetz,  
• in einem Fall wegen besonders schweren Landfriedensbruchs,  
• in einem Fall wegen Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte,  
• in einem wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz, 
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Anti-Doping-Gesetz und  
• in einem Fall wegen Beleidigung. 
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
• in zwei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung,  
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Waffengesetz,  
• in einem Fall wegen Sachbeschädigung,  
• in einem Fall wegen Inverkehrbringens von Falschgeld und  
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz. 
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
• in zwei Fällen wegen vorsätzlicher Körperverletzung,  
• in zwei Fällen wegen Verstoßes gegen das Pflichtversicherungsgesetz und  
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz. 
 
Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Strafta-
ten polizeilich in Erscheinung getreten:  
 
• in einem Fall wegen schweren Raubes,  
• in einem Fall wegen Sachbeschädigung und  
• in einem Fall wegen Verstoßes gegen das Anti-Doping-Gesetz. 
 
Zu einem weiteren Beschuldigten liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Meiner Berichtslage zufolge weist der Bundeszentralregisterauszug eines Beschuldigten eine 
zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe und zwei Verurteilungen zu Geldstrafen wegen 
Straftaten nach dem Aufenthaltsgesetz und Erschleichens von Leistungen auf. Die Bundes-
zentralregisterauszüge der übrigen Beschuldigten enthielten keine Eintragungen. Von einer 
detaillierten Aufschlüsselung der Vorstrafen wird unter Abwägung des parlamentarischen In-
formationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Beschuldigten insbeson-
dere auch im Hinblick auf das Resozialisierungsgebot abgesehen. Dabei ist die wegen der 
zeitlichen und örtlichen Eingrenzung der Tat und weiterer, auch presseöffentlicher Angaben 
zu dem Verfahren gegebenenfalls mögliche Identifizierbarkeit und die hiermit einhergehende 
Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Beschuldigten bei der Möglich-
keit, dauerhaft konkretere Informationen zu rechtskräftigen strafrechtlichen Verurteilungen ab-
rufen zu können (vgl. allg. hierzu BVerfG, Beschl. v. 6.11.2019 – 1 BvR 16/13; BGH, Urt. v. 
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18.6.2019 – VI ZR 80/18), zu berücksichtigen. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, 
das nicht der konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, sondern der Regierungskon-
trolle und Gesetzgebung dient, wird durch die weiteren Angaben zum Sachstand sowie die 
allgemeinen Angaben zu Vorstrafen entsprochen. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Nach dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht verfügen zwei Beschuldigte über 
die türkische, einer über die deutsche und türkische, einer über die guineische sowie einer 
über die kosovarische Staatsangehörigkeit. 
 
 
5. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über das kriminelle Wirken der 

„Daltons“ in Nordrhein-Westfalen? 
 
Hierzu verweise ich auf die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 6920 vom 
19.02.2026 (LT-Drs. 18/17852). 
 
 


